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Kann die politiſche Behörde einem Gemeindenor- 
ſteher, der ſeine Pflichten als ſolcher verletzt, eine 
Rüge oder einen Verweis ertheilen? 


Von Dr. Nudolf Korb in Prag. 


Es mag in der Praxis überaus häufig vorkommen, daß von 
den politiſchen Behörden den Gemeindevorſtehern Rügen oder Ver⸗ 
weiſe wegen Pflichtverletzungen derſelben mit oder ohne Offenlaſſung 
des Recurſes an die Landesſtelle ertheilt werden. Da jedoch die Er⸗ 
theilung einer ſolchen Rüge und eines ſolchen Verweiſes an und für 
ſich jedenfalls unter den Begriff der Verhängung einer Strafe gehört, 
ſo wird wohl nach dem Satze nulla poena sine lege, die Frage am 
Platze ſein, auf welcher geſetzlichen Beſtimmung beruht denn eigent⸗ 
lich die Verhängung dieſer Strafſanction? 

Der Satz nulla poena sine lege iſt ein ſelbſtverſtändlicher, 
unſere Geſetzgebung hat es unterlaſſen, ihn in die Staatsgrundgeſetze 
aufzunehmen, obwohl er in denſelben voll⸗ und ebenbürtig ſeinen 
Platz neben den übrigen Beſtimmungen eingenommen hätte. 

Was diesfalls auf dem Gebiete des den Gerichten zur Judi⸗ 
catur überwieſenen Strafrechts poſitiven Rechtens iſt, kommt für 
unſere Frage nicht in Betracht. 

Für unſere Frage ſind die zuerſt ins Auge ſpringenden Quellen: 
die Beſtimmungen über die Amtswirkſamkeit der politiſchen Behör⸗ 
den und die ſich denſelben anſchließende Amtsinſtruction für die poli⸗ 
tiſchen Behörden (Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853, 
R. G. Bl Nr. 10 und Miniſterialverordnung vom 17. März 1855, 
R. G. Bl. Nr. 52); die katſerl. Verordnung vom 20. April 1854, 
R. G. Bl. Nr. 96 und die Gemeindeordnungen auf Grund des 
Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18. 

Das Ergebniß der Durchſicht der bei beiden erſtgenannten 
Miniſterialverordnungen iſt nicht nur nulla poena, ſondern überhaupt 
keine ſpecielle und ausdruͤckliche Beſtimmung über die Amtswirkſamkeit 


der politiſchen Behörden gegenüber den Gemeindevorſtaͤnden ). Nach 
§ 52 der Beilage A. der erſteren Verordnung überwacht, unterſtützt 
und belehrt das Bezirksamt die Gemeinde; dieſer Paragraph und 
der § 52, dann der § 30 der Beilage B. weiſen auf die gleich⸗ 
zeitig beſtehenden geſetzlichen Anordnungen hin, deren keine unſeres 
Wiſſens für unſeren Fall Rüge und Verweis als Strafart feſtſetzt. 
In der ka iſerlichen Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. 
Nr. 96 und beziehungsweiſe in der Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. 198 ſind keine anderen Straf⸗ 
ſanctionen feſtgeſetzt, als Geld⸗ und Arreſtſtrafen (§ 10 der erſtge⸗ 
nannten, erſter Abſatz der letzterwähnten Verordnung). F 

Die Gemeindeordnungen unterſcheiden diesfalls zwiſchen dem 
ſelbſtſtändigen und übertragenen Wirkungskreiſe. Vom ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe kann hier ſelbſtverſtändlich keine Rede ſein. Die Rüge 
und der Verweis, in ſo fern ſie von der politiſchen Behörde gegen 
Gemeindevorſteher verhängt werden, ſind Disciplinarſtrafen im allge⸗ 
meinen Sinne des Wortes. Hinſichtlich des ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſes ſetzen die Gemeindeordnungen für die Mitglieder des Ge⸗ 
meindevorſtaudes und daher den Gemeindevorſteher nur zwei Arten 
von Disciplinarſtrafen feſt, und zwar die dem Bezirks⸗ oder Landes⸗ 
ausſchuſſe zuſtehende Verhängung von Geldſtrafen (§§ 99 Mähr., 
100 Böhm., 102 Gal.; 87 [bez. Landesgeſetz vom 12. April 1866, 
Nr. 12] Steierm, 87 Schleſ., Ob.⸗Oeſterr., 89 Tirol, Buk., Görz, 
Grad., Iſtrien, Kärnt., 90 Vorarlb., Salzb., 92 Krain, 104 Dalm) 
und die der Landesſtelle zuſtehende Amtsentſetzung (die eben eitirten 
Paragraphe und § 93 Nied.⸗Oeſterr.). Für den übertragenen Wir⸗ 
kungskreis aber, um den es ſich vorzugsweiſe hier handelt, gewähren 
die betreffenden Beſtimmungen der Gemeindeordnungen der politiſchen 
Bezirksbehörde lediglich die Berechtigung Ordnungsſtrafen im Gelde 
zu verhängen. ($$ 93 Ob.⸗Oeſterr., 94 Buk., 95 Görz, Grad. Iſtr., 
Kärnt, Schleſ., Tirol, 96 Salzb., Vorarlb., 98 Krain, 99 Nied.⸗ 
Defterr., 105 Böhm., Mähr., 108 Gal.) Die übrige Sanctton der 
betreffenden Beſtimmungen fällt nicht unter den Begriff einer Strafe. 

Dieſe Strafſanction (Ordnungsſtrafe im Gelde) tft aber eine 
ausſchließliche und es muß ſogar behauptet werden, daß, wenn auch 
eine ausdrückliche, vor der Wirkſamkeit der Gemeindeordnungen erfloſſene 
Beſtimmung der politiſchen Behörde die Verhängung der Strafſanc⸗ 
tion der Rüge oder des Verweiſes eingeräumt hätte, dieſe Beſtim⸗ 
mung mit den Gemeindeordnungen unwirkſam geworden wäre, denn 
alle prioren Beſtimmungen, welche Gegenſtände regeln, die ſpeciell 
auch die neuen Gemeindeordnungen normiren, ſind mit dieſen außer 
Kraft geſetzt. Nun treffen aber dieſelben ſpeciell über die Strafen, 
welche über Gemeindevorſteher (Mitglieder des Gemeindevorſtandes) 
wegen Pflichtverletzungen, ſowohl im ſelbſtſtändigen als übertragenen 
Wirkungskreiſe, daher gegen fie als ſolche verhängt werden können, 
Beſtimmungen ). 

*) Anders die unter eine ungleich glücklichere Geſetzgebungsperiode gefallene, 
mit Erlaſſe des Miniſters des Innern vom 24. April 1850, Z. 2132 geſetzte Inſtruc⸗ 
tion für die politiſchen Behörden, aber auch deren $$ 75 und 76 ſprechen nur von 
Ermahnung, Androhung von Geldſtrafen und Geldſtrafen ſelbſt. 


) Das Gemeindegeſetz vom 17. März 1849 regelt, nebenbei bemerkt, dieſen 
Gegenſtand überhaupt nicht. 


Dagegen berechtigt das der Staatsverwaltung über die Gemein⸗ 
den eingeräumte Aufſichtsrecht die politiſche Behörde allerdings den 
Gemeindevorſteher zur Erfüllung ferner Pflichten zu ermahnen und 


ebenfo muß anerkannt werden, daß in dem Rechte zur Verhängung 


einer Strafe als minus, jedoch weder als ſelbſtſtändige Strafſanction, 
noch überhaupt als Strafe oder Strafgrad, auch das Recht der An 
drohung der Strafe ſteckt. 3 
Es tom jeduch nit | . 

gegenüber der Rüge und dem Verweiſe das majus, dieſe das minus, 
und die Berechtigung zu jenem berechtige auch zu dieſem, denn es 
kann ſchon nicht behauptet werden, daß im Allgemeinen ohne Rückſicht 
auf eine geſetzliche Regelung der Verweis (die Rüge) eine geringere 
als jede Geldſtrafe ſei. Wäre dies aber auch geſetzlich und für unſeren 
Fall anwendbar ausgeſprochen, ſo verlangt doch die Anwendung des 


juriſtiſchen majus und minus als Vorausſetzung die Gleichartig⸗ 


keit des betreffenden Rechts verhältniſſes. Endlich iſt der Satz nulla 
poena sine lege als ein Satz auf dem Gebiete des Strafrechts (nicht 
nur im Sinne des den Gerichten zur Anwendung überwieſenen) der 
allerſchärfſten Interpretation zu unterziehen, welche den Satz in majore 
continetur minus für die Verhängung von Strafen überhaupt 
ausſchließt. 

Die politiſche Behörde kann auch mit und ohne Ermahnung 
oder Androhung von Strafen den Gemeindevorſtehern gegenüber 
lediglich conſtatiren, daß eine Pflicht durch dieſelben verletzt worden 
ſei, denn ſie iſt zur Verhängung der Strafen nur berechtigt, nicht 
unbedingt verpflichtet („können“, „berechtigt“). Dies kann aber weder 
als eine Rüge, noch als ein Verweis gegen den Gemeindevorſteher 
angeſehen werden, und es muß daher die gebrauchte Ausdrucksweiſe, 
den Schluß unzuläſſig machen, daß hiemit eine Rüge oder ein Ber⸗ 
weis als Strafe verhängt werde, wenn auch der Ausdruck: ich rüge, 
verweiſe, es wird gerügt, verwieſen, nicht immer als Verhängung 
einer Strafe, ſondern auch als Conſtatirung der Pflichtverletzung, 
beziehungsweiſe als Ermahnung aufgefaßt werden kann und im ein⸗ 
zelnen Falle muß. 

Auch gegen dieſe Conſtatirung, Ermahnung und Strafandrohung 
iſt der Recurs zuläſſig, welcher Niemandem verkümmert werden darf, 
wo ihn das Geſetz nicht ausdrücklich ausſchließt. 

Daß unſer Recht die Rüge und den Verweis als Strafe und 
Strafart kennt, und daher nicht geſagt werden kann, daß in allen 
Fällen, in welchen gerügt und verwieſen wird, lediglich die Pflicht⸗ 
verletzung conſtatirt (ermahnt) und dieſe nur durch den Gebrauch 
dieſer Ausdrücke bezeichnet und hiemit keine Strafe verhängt werde, 
weiß wohl männiglich und es möge genügen, auf die Volksſchulgeſetze, 
durch welche als erſter Grad der gegen das Lehrperſonale verhäng- 
baren Disciplinarſtrafen „der Verweis“ beſtimmt wird, und auf die 
kaiſerliche Verordnung vom 10. März 1860, R. G. Bl. Nr. 64 hin⸗ 
zuweiſen, nach welch' letzterer die Rüge als Ahndung, daher als Strafe, 
und der Verweis als erſter Grad der Disciplinarſtrafen im Sinne 
dieſer Verordnung gegen k. k. Beamte und Diener bezeichnet werden 
($$ 1 und 2). 

Wir ſind daher zu nachſtehendem Ergebniſſe gelangt: die poli⸗ 
tiſche Behörde kann wohl die Pflichtverletzung eines Gemeindevor⸗ 
ſtehers als ſolchen rügen und verweiſen, in ſo fern hiemit, ohne gegen 
den letzteren eine Strafe zu verhängen, die Pflichtverletzung conſtatirt 
werden ſoll; ſie kann aber nicht im Falle einer ſolchen Pflichtver⸗ 
letzung dem Gemeindevorſteher eine Rüge oder einen Verweis als 
Strafe ertheilen. 

Es iſt aber nicht gleichgiltig, ob Jemand von der competenten 
Behörde geſtraft worden ſei oder nicht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum $ 9 des Geſetzes vom 17. December 4872, Nr. EN. G. Bl. 

„Statuten einer Geſellſchaft und Currenden, womit angezeigt wird, 

daß jemand einer Zeitſchrift beigetreten ſei, find von der Verpflich⸗ 
tung der Angabe des Verlegers befreit.“ 


Der Buchdrucker J. C. F. hatte es unterlaſſen, auf der Bro⸗ 


ſchüre „Statuten der k. Eiſenbahn“, jo wie auf der Currende des! Zettſchrift. 


30 


nh geſchloſſen weden, Celbftrafen. fein 


Alexander P., mit welcher derſelbe anzeigt, daß er der Zeitſchrift x 
als Miteigenthümer beigetreten fei, den Verleger anzugeben, fo wie 


auch von der erwähnten Broſchüre das Pflichteremplar abzugeben. 


Aus dieſem Anlaſſe wurde derſelbe, mit dem Urtheile des k. k. 
ſtädt. del. Bezirksgerichtes für die innere Stadt Wien der Ueber⸗ 
tretung des § 16 und 17 des Preßgeſetzes ſchuldig erkannt. Denn, 


hieß es in den 5 den, der Angeklagte geſteht das Thatſäch⸗ 


liche zu, verantwortet ich aber damit, daß von den Statuten nur ein 


Bürſtenabdruck gemacht worden fei, bezüglich der Currende aber, daß 
er ſelbe als eine Druckſchrift angeſehen habe, die unter die Ausnahmen 
des § 9 des Preßgeſetzes falle. 

Was nun die erſte Anklage anbelangt, ſo iſt im Geſetze kein 
Zeitpunkt feſtgeſetzt, wann der § 9 des Preßgeſetzes zu befolgen ſei, 
und es muß daher angenommen werden, daß jedes Druckwerk, ſelbſt 
wenn es ein Bürftenabzug wäre, den Bedingungen des § 9 des Preß⸗ 
geſetzes zu entſprechen habe. i ver * 

Was den zweiten Anklagepunkt betrifft, jo beſtimmt der $ 9 
des Preßgeſetzes die Ausnahmen, und führt beiſpielsweiſe einige an; 
aus dieſen Beiſpielen iſt ſchon klar, daß die Currende des Alexander P. 
nicht bloß den Bedürfniſſen des Gewerbes oder Verkehrs zu dienen 
beſtimmt ſei, ſondern daß dieſelbe eine Anzeige in Briefform iſt, und 
daher auch unter die Beſtimmung des § 17 des Preßgeſetzes falle. 

Ueber Berufung des Angeklagten hat das k. k. öſterr. O. L. G. 
das erſtrichterliche Urtheil mit dem Erkenntniſſe vom 8. October 1872, 
3. 19.774, abgeändert und denſelben der obigen Uebertretung nicht 
ſchuldig erkannt, weil beiden beanſtändeten Druckſchriften die Be⸗ 
günſtigung des § 9 des Preßgeſetzes zu Statten kommt, indem ſie 
nur dem Bedürfniſſe des Gewerbes und Verkehrs zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſind. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat laut Entſcheidung vom 13. No⸗ 
vember 1872, 3. 11.626, das o. g. Urtheil zu beſtätigen befunden, 
weil die Anzeige des Alexander P. unverkennbar unter die Ausnahmen 
des § 9 des Preßgeſetzes fällt, aber auch die Statuten der X. Eiſen⸗ 
bahn, im Sine des § 9 des Preßgeſetzes, der Angabe des Verlegers 
nicht bedürfen. G.⸗H. 


Die executive Einbringung von Geldleiſtungen, als Aequivalent 
von Arbeitsleiſtungen, für Gemeindezwecke liegt in der Competenz 
des Gemeiudevorſtehers “). 


Mit dem Geſuche de pres. 2. December 1871, Nr. 6721 hat 
der Gemeindevorſteher von S. bei der k. k. Bezirkshauptm annſchaft 
R. um die executive Einbringung von 75 fl. 30 kr. vom Gute R. 
für auf deſſen Rechnung beſorgte Arbeiten an der Gemeinde⸗ 
ſtraße angeſucht, welche dieſes Gut auf die vorherigen Aufforderun⸗ 
gen der Gemeinde weder ſelbſt herſtellte, noch auch ſpäter über wie⸗ 
derholte Zahlungsabforderungen bezahlen wollte, ohne auch gegen die 
beiden Aufträge zur Ableiſtung der Naturalarbeit und zur Zahlung 
der Koſten die inſtanzgemäße Berufung ergriffen zu haben. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft R forderte in Folge deſſen 
mit Beſcheid vom 2. December 1871, 3. 6721 das Gut auf, „die 
Bezahlung der angeſprochenen Straßenherſtellungskoſten per 75 fl. 30 kr. 
mittelſt Amtsquittung des Gemeindevorſtandes von S. um fo gewiſſer 
bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte nachzuweiſen, als widrigens zur 
Einbringung dieſes Ausſtandes die Mobilarpfändung und Schätzung 
vorgenommen werden würde.“ 

Gegen dieſen Beſcheid brachte das Gut R. den Recurd ein, 
worin es den Erhalt jedweder Aufforderung zur Verrichtung der 
Straßenarbeit, die Kenntniß von der Zuweiſung der Straßenſtrecke 
in die Erhaltungspflicht, die Richtigkeit der Straßenvertheilung, das 
Schottererforderniß beftritt und die Aufrechnung für überſpannt erklärte. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft R. ſtellte dieſen Recurs dem 
Gute R. mit Beſcheid vom 12. December 1871, 3. 6885 mit dem 
Bedeuten zurück, „daß die Liquidirung des Erſatzanſpruches für dieſe 
Straßenherſtellungen weder in quali noch in quanto der politiſchen 
Behörde zukomme, daß dieſe vielmehr lediglich berufen und verpflichtet 
ſei, die Entſcheidungen und Erkenntniſſe der autonomen Vertretungs⸗ 
körper über deren Anſuchen mittelſt der polttiſchen Execution in Voll⸗ 


) M. vergl. die Mittheilung in Nr. 25, S. 98 des Jahrganges 1869 dieſer 


zug zu ſetzen, ohne ſich in eine Prüfung des meritoriſchen Rechtes 
einzulaſſen oder Nachweiſe über die Rechtskräftigkeit zu fordern, welche 
das Anſuchen um die Execution bereits vorausſetzt“. Indeſſen über⸗ 
legte die politiſche Behörde die Pfändung und Schätzung auf einen 
ſpäteren Zeitpunkt, um der Gutsverwaltung Gelegenheit zu bieten, 
durch vorherigen Gelderlag die Execution abzuwenden. 4 

Da die Gutsverwaltung ſich nicht rührte, wurde die Pfändung 
und Schätzung vorgenommen, auch die Mobilarlicitation (dritter Exe⸗ 
cutionsgrad) angeordnet. ö 

Gegen letztere Verfügung recurrirte das Gut R. direct an die 
k. k. Statthalterei von Steiermark, welche unter vorläufiger Siſtirung 
der Feilbietung den Bericht mit den Nachweiſen über die Legalität 
und Rechtskraft des der bezüglichen Forderung zu Grunde liegenden 
Beſchluſſes der betreffenden autonomen Körperſchaft abforderte und nach 
deren Vorlage mit dem Erlaſſe vom 7. November 1872, 3. 12852, 
erkannte: „Der Beſchwerde der Gutsverwaltung von R. gegen den 
executiven Vorgang der Bezirkshauptmannſchaft R. wegen der ihr von 
der Gemeinde S. zur Laſt gelegten Vernachläſſigung der Straßen⸗ 


herſtellungspflichten auf der Gemeindeſtraße im Bereiche der Gemeinde 


S. wird, in fo weit ſie die Aufhebung der exeeutiven Schritte an⸗ 
ſtrebt, um ſo weniger eine Folge gegeben, als nach Ausweis des Ge⸗ 
meindeamtes auch der Gemeinde⸗Ausſchuß von S. für die Richtigkeit 
der Angaben des Gemeindevorſtehers eingeſtanden iſt, wonach es daher 
von der vorläufigen Siſtirung der Executionsſchritte wieder abzukom⸗ 
men hat; dagegen wird der bezirkshauptmannſchaftliche Beſcheid vom 
12. December 1871, 3: 6885, in fo. ferne er Behufs der Begrün⸗ 
dung der Gewährung der politiſchen Execution von Seite der politiſchen 
Behörde zur Durchſetzung der Beſchlüſſe der autonomen Körperſchaften 
in ihrem Wirkungskreiſe jedwede Nothwendigkeit einer Nachweiſung in 


Abrede ſtellt, dahin berichtiget, daß es allerdings Sache der politiſchen 


Behörde ſei die Geſetzmäßigkeit von derlei Einſchreiten um Gewährung 
der politiſchen Execution, ſowohl in materieller als formeller Beziehung zu 
prüfen und ſich auch über die Rechtskraft der Entſcheidungen zu überzeugen“. 
Ueber den vom Gute R. gegen dieſe Entſcheidung vorgebrachten 
Recurs, worin die Prüfung der Geſetzmäßigkeit des Executionsein⸗ 
ſchreitens und der Rechtskraft der Entſcheidungen der Gemeindevor⸗ 
ſtehung, ſo wie die Liquidirung der Forderung durch die politiſche Be⸗ 
hörde begehrt war, wurden vom k. k. Mintſterium des Innern mit 
dem Erlaſſe vom 28. December 1872, 3 19.497 die behufs 
executiver Einhebung des Vergütungsbetrages, welchen die Gemeinde 
S. gegenüber der Gutsverwaltung R. für auf Koſten der letzteren 
vollzogene Arbeitsleiſtungen an der Gemeindeſtraße anſpreche, gefällten 
Entſcheidungen der Bezirkshauptmannſchaft R. vom 2. und 12. De⸗ 
cember 1871, 8. 6721 und 6885 und der Statthalterei vom 7. No⸗ 
vember 1872, 3. 12.852 wegen Incompetenz behoben, „weil dieſe An⸗ 
gelegenheit nach § 11) des ſteiermärkiſchen Straßengeſetzes vom 23. 
Juni 1866 in Verbindung mit der Beſtimmung der ſteiermärkiſchen 
Gemeindeordnung insbeſonders § 80 *) ſowohl im Stadium der Cog⸗ 
nition als auch in dem der Execution in den Wirkungskreis der auto⸗ 
nomen Organe falle, daher die Beſchwerde der Gutsinhabung, in ſo 
weit ſie gegen die Rechtmäßigkeit der Verfügung der Gemeinde ge⸗ 
richtet iſt, dem Landesausſchuſſe abzutreten, die executive Eintreibung 
der der Gutsinhabung auferlegten Geldleiſtung aber dem Gemeinde⸗ 
vorſteher zu überlaſſen ſein wird“. f J. J. 


Verordnung. 

Inforntation für die k. und k. Miſſtonen und Conſularämter im Auslande über 
das Verfahren bei Anſuchen von Stellungspflichtigen um die Enthebung vom 
perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion. 

(Beilage zum Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes verkheidigung vom 8. Novem⸗ 
ber 1872, 3. 12.921, veröffentlicht in Nr. 7 vom Jahre 1873 dieſer Zeitſchrift.) 


1. 
Im Auslande bleibend anſäßige öſterreichiſch⸗ungariſche Stellungspflichtige 
können nach § 77 der Juſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze vom perſonlichen 
Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion in folgenden zwei Fallen enthoben werden: 


) Der Paragraph ordnet an, daß für Aufbringung von bezüglichen Geld⸗ vnd 
Arbeite unden die Beſtimmungen der Gemeindeordnung maßgebend ſind. 

a ) Enthält die Executlonsbeſtimmungen für Gemeindeleiſtungen. Es heißt 

dort: „Andere Geldleiſtungen werden vom Gemeindevorſteher durch ſeine 


Organe eingehoben und im Weigerungsfalle durch di ü 
rückſtände beſteht, eingetrieben.“ 9 ren 


A) wenn fie mit Körpergebrechen behaftet find, urſachlich welcher auf Zurückſtel⸗ 
lung oder Löſchung aus der Stellungsliſte zu erkennen tft, oder 
B) wenn für ſie Reclamationsgründe geltend gemacht werden, d. h. die zeitliche 
Militärbefreiung derſelben im Sinne des § 17 des Wehrgeſetzes angeſtrebt wird. 
N 9 2. = 
1. Als bleibend anſäßig im Aufenthaltsorte des Auslandes iſt jener Stellungs⸗ 
pflichtige anzuſehen, welcher daſelbſt a 
a) als Eigenthümer oder Pächter eines von ihm ſelbſt verwalteten unbeweglichen 
Gutes oder eines von ihm ſelbſtſtändig betriebenen Geſchäftes, oder 
b) ſeit längerer Zeit im gemeinſchaftlichen Haushalte bei ſeinen im Auslande wohn⸗ 
haften Angehörigen lebt. N 
2. Es iſt jedoch ſelbſt bei ſolchen Stellungspflichtigen die Bedingung zu 1. 
nur in Krankheitsfällen bei abſoluter Reiſeunfähigkeit oder dann als erfüllt zu ber 


trachten, wenn die Reiſe bis zu dem nächſten Stellungsorte nur mit großem Auſwande 


an Zeit oder für den Betreffenden oder deſſen Angehörigen unerſchwinglichen Unkoſten 


bewerkſtelligt werden könnte. 


Liegt jedoch der dem Aufenthalte des im Außlande befindlichen Stellungs⸗ 
pflichtigen zunächſt gelegene Stellungsort näher als der Sitz der nach § 4, Punkt 1 


zur Einleitung der Verhandlung berufenen k. und k. Miſſion oder des Conſularamtes, 
fo iſt der Betreffende zu dem perſönlichen Erſcheinen vor einer Stellungscommiſſion 


verpflichtet. 

3. Offenkundig Untaugliche bedürfen des Nachwelfes der vorſtehenden Bedin⸗ 
gungen nicht. a tl a ae 

Als offenkundig untauglich find nur jene Stellungspflichtigen zu behandeln, 
welche mit nachfolgenden Gebrechen behaftet ſind: 

Mangel auch nur eines Fußes oder einer Hand; 

Mangel eines Auges oder vollſtändige Blindheit beider Augen; 

Taubſtummheit; 

Cietinie mus; 

gerichtlich erklärter Irrſi nn, Wahnſinn oder Blödſinn. 

§ 3. 

1. Anſuchen um die Enthebung von dem verſönlichen Erſcheinen vor der 

Stellungscommiſſion find von den im Auslande befindlichen Stellungspflichtigen oder 


deren Angehörigen früheſtens drei Monate vor dem Beginne der regelmäßigen Stellung, 
zu welcher die Betreffenden geſetzlich berufen, und zwar, wenn dieſelben in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern zuftändig find, ſpäteſtens bis 1. 
Jänner desſelben Stellungsjahres, wenn ſie aber in den Ländern der ungariſchen Krone 


Zuſtändigkeit haben, bis 15. October des der Stellung vorangehen den Jahres 


bei den k. und k. Miſſionen oder Conſularämtern einzubringen. 


2. Derlei Anſuchen von den im Inlande lebenden Angehörigen des Stellungs⸗ 
pflichtigen find bei den heimatlichen Bezirksbehörden einzubringen und von dieſen, 
in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern unmittelbar — in den 
Ländern der ungariſchen Krone, gutächtlich einbegleitet, im Wege des k. ungariſchen 


Landesvertheidigungs⸗Miniſteriums — an die k. und k. Vertretungsbehörden im Aus⸗ 
Lande zu leiten. um 7 


3. In jenen Fällen, wo die Bedingungen nach § 2 nicht vollſtändig nachgewieſen 


erſcheinen, find derlei Anſuchen gleich von den k. und k. Mifftonen und Conſularämtern, 
beziehungsweiſe von den heimatlichen Bezirksbehörden zurückzuweiſen. 


8 4. 
1. Die Einleitung der Verhandlung über Anſuchen um die Enthebung vom 


perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion obliegt über Erſuchen der im 
Auslande befindlichen Stellungspflichtigen oder deren Angehörigen, eventuell der hei⸗ 
matlichen Bezirksbehörden, den k. und k. Miſſionen und Conſularämtern, und zwar 
in den Städten, wo k. und k. diplomatiſche Miſſionen beſtehen, dieſen und nur dort, 
wo keine ſolchen aufgeſtellt find, den k. und k. Conſularämtern. 


Sucht ein ſolcher Stellungspflichtiger oder deſſen Angehörige bei einer k. und 
k. Vertretungsbehörde im Auslande um die Einleitung der Verhandlung wegen Ent ⸗ 
hebung vom perſönlichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion an, fo iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. 
Dieſes Protokoll hat zu enthalten: 
a) den Bor und Zunamen des Blittſtellers und wenn dieſer nicht zugleich der 
Stellungspflichtige iſt, auch des letzteren; 
b) das Geburtsjahr des Stellungspflichtigen; 
e) den Geburtsort, das Geburtsland, ſo wie den politiſchen Bezirk, wohin der⸗ 
ſelbe ſtellungszuſtändig iſt; 
d) den Beweis für die Identität feiner Perſon, welcher als ſichergeſtellt zu be⸗ 
trachten iſt: 
aa) wenn der Stellungspflichtige perſönlich der k. und k. Vertretungsbehörde 
bekannt iſt, oder 
bb) wenn derſelbe ſich durch feine Reiſeurkunde und durch mindeſtens einen 
glaubwürdigen, der k. und k. Vertretungsbehörde perſönlich bekannten 
Zeugen legitimirt, daß er wirklich Derjenige ſei, für den er ſich ausgiebt; 


e) den Nachweis, daß er in feinem Aufenthaltsorte im Auslande als bleibend an» 
ſäßig anzufehen fei. 

Ferner iſt, je nachdem um Enthebung vom perſönlichen Erſcheinen vor der 
Stellungscommiſſion wegen Körpergebrechen oder wegen geltend gemachten Recla⸗ 
mationsgründen angefucht wird, anzuführen: im erſteren Falle, mit welchem Körper⸗ 
gebrechen der Stellungspflichtige ſich behaftet glaubt und im zweiten Falle, bei welcher 
Behörde die Reelamation eingebracht worden iſt. 

Schließlich haben allfällige beſondere, auf den ſpeciellen Fall bezügliche 
Bemerkungen zu folgen. 

Sohin ift das Protokoll abzuschließen und vom Bittfteller, ſowie auch von 
der k. und k. Vertretungsbehörde zu unterzeichnen. 

3. Bezüglich des welteren Vorganges iſt zu unterſcheiden, ob das Enthebungs⸗ 
anſuchen wegen Körpergebrechen oder wegen Reclamationsgründen angebracht wird. 

Im erſteren Falle hat der Bittſteller die für die ärztliche Unterſuchung dem 
Arzte als Honorar zufallende Taxe zu erlegen, deren Bemeſſung nach dem ortsüblichen 
ärztlichen Honorar den k. und k. Vertretungsbehörden überlaſſen bleibt. 

4. Nach Erlag dieſer Taxe, außer welcher der Bittſteller eine weitere Vergü⸗ 
tung nicht zu leiſten hat, ift von Seite der k. und k. Vertretungsbehörde bie ärztliche 
Unterſuchung durch den beſtellten Arzt der k. und k. Vertretungsbehörde oder durch 
den eigens hiezu zu beſtellenden Arzt anzuordnen. 

5. Vor der Unterſuchung ift dem Arzte von Seite der k. und k. Vertretungs · 
behörde in Gegenwart des Stellungspflichtigen mittelſt Handſchlages das Gelöbniß 
an Eidesſtatt abzunehmen, daß er fein Gutachten nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
abgeben werde. 

6. Sohin hat die ärztliche Unterſuchung in Gegenwart eines Mitgliedes der 
k. und k. Vertretungsbehörde (wo ein Militär⸗Attachs beſteht, dieſes) unter ftrenger 
Beachtung der Beſtimmungen der Beilage III der Inſtruction zur Ausführung der 
Wehrgeſetze, welche die Inſtruction zur ärztlichen Unterſuchung der Wehrpflichtigen 
enthält, zu erfolgen. 

7. Findet der Arzt den Unterſuchten mit Körpergebrechen behaftet, welche den⸗ 
ſelben zum Militärdienſte derzeit oder für immer untauglich machen und urſachlich 
welcher auf die Zurückſtellung oder Löſchung desſelben aus der Stellungsliſte zu er⸗ 
kennen iſt, ſo hat er das anweſende Mitglied der k. und k. Vertretungsbehörde zur 
eigenen Ueberzeugung darauf auſmerkſam zu machen, ſohin das Parere eigenhändig 
aukzufertigen, in demſelben die vorgefundenen Gebrechen detailirt zu beſchreiben und 
auf die Punkte der Beilagen A, B oder C der Inſtruction zur ärztlichen Unterſuchung 
der Wehrpflichtigen hinzuweiſen, nach welchen auf die Zurückſtellung oder Löſchung des 
Betreffenden aus der Stellungsliſte zu erkennen iſt. 

8. Das ärztliche Zeugniß iſt durch das anweſende Mitglied der k. und k. 
Vertretungsbehörde mit folgender Clauſel zu verſehen: 

„Die ärztliche Unterfuchung iſt in meiner Gegenwart unter ſtrenger Beob⸗ 
achtung des vorgeſchriebenen Vorganges vorgenommen worden.“ 

Iſt das vorgefundene Gebrechen auch für das anweſende Mitglied der k. und k. 
Vertretungsbehörde erkennbar, fo hat dasſelbe der obigen Clauſel den Zuſatz beizufügen: 

„Auch habe ich mich von dem Vorhandenſein des angeführten Gebrechens per⸗ 
ſönlich überzeugt.“ 

Iſt das Gebrechen dem anweſenden Mitgliede der k. und k. Vertretungsbe⸗ 
hörde nicht erkennbar oder hegt dasſelbe gegen das ärztliche Parere ein Bedenken, ſo 
iſt dieſer Umſtand ſtatt des eben erwähnten Zuſatzes der Clauſel beizufügen und das 
Bedenken zu begründen. 

9. Iſt der Unterſuchte mit einem zum Militärdienſte untauglich machenden 
Gebrechen behaftet gefunden worden, fo hat die k. und k. Vertretungsbehörde das er« 
wähnte Protokoll und das ärztliche Parere, bei Stellungspflichtigen aus den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern der betreffenden politiſchen Bezirks⸗ 
behörde unmittelbar, bei Stellungspflichtigen aus den Ländern der ungariſchen Krone 
dem k. und k. Miniſterium des Aeußern zur weiteren Amtshandlung einzuſenden. 

Die Vorlage an das k. und l. Miniſterium des Aeußern kann auch bei Stellungs⸗ 
pflichtigen aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern in den Fällen 
erfolgen, wenn die k. und k. Vertretungsbehörde in Zweifel ift über die politiſche Er⸗ 
gänzungsbehörde, an welche die Einſendung zu erfolgen hätte. 

10. Iſt der Unterſuchte mit keinem Gebrechen behaftet, urſachlich welches auf 
Zurückſtellung oder Löſchung aus der Stellungsliſte zu erkennen ift, fo hat die k. und k. 
Vertretungsbehörde denſelben unter Beſtimmung eines entſprechenden Termines und 
Hinweiſung auf die geſetzlichen Straffolgen bei Nichtfolgeleiſtung anzuweiſen, ſich der 
heimatlichen Stellungscommiſſion vorzuſtellen, oder einen anderen, ſeinem Aufent⸗ 
halte näheren Ort einer Stellungs⸗ oder Nachſtellungseommiſſion innerhalb der Mon⸗ 
archie zu bezeichnen, wohin die Auszüge aus der Stellungsliſte ſeitens der zuſtändigen 
politiſchen Behörde rechtzeitig und unmittelbar zu fenden find. Der Stellungspflichtige 
hat die erfolgte Verſtändigung durch ſeine Unterſchrift auf dem Protokolle zu beſtätigen 
und iſt dasſelbe auf dem im Punkte 9 vorgezeichneten Wege an die politifche Bezirksbehörde, 
beziehungsweise an das königlich⸗ungariſche Landesvertheidigungs⸗Miniſterium zu leiten. 


Oruckerei der k. Wiener Zeitung. 
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88. 

1. Sucht der Stellungspflichtige bei einer k. und k. Vertretungsbehörde um 
die Einleitung der Verhandlung behufs der Enthebung vom perſöulichen Erſcheinen 
vor der Stellungscommiſſion wegen geltend gemachter Reclamation im Sinne des 
$ 17 der Wehrgeſetze an, fo hat die k. und k. Vertretungsbehörde mit demſelben das 
Protokoll nach den im § 4, Punkt 2 dieſer Information enthaltenen Beſtimmungen 
aufzunehmen, in demſelben erſichtlich zu machen, bei welcher Behörde die Reclamation 
eingebracht wurde, und ſo hin dieſes Protokoll nach den Beſtimmungen des 54, Punkt 9, 
entweder der vorerwähnten Behörde, oder dem k. und k. Miniftertum des Aeußern zur 
weiteren Veranlaſſung einzusenden. 

In dieſen Fällen hat die ärztliche Unterſuchung des Stellungäpflichtigen ſelbſt⸗ 
verſtändlich zu entfallen. 

2. Wird ein Stellungspflichtiger von ſeinen im Auslande bleibend anſäßigen 
Angehörigen reclamirt, fo iſt die Reclamation innerhalb des im $ 3, Punkt 1, feſtge⸗ 
ſetzten Termines bei der k. und k. Miſſion oder dem Conſularamte einzubringen. 

In einem ſolchen Falle hat das nach 9 4, Punkt 2, dieſer Information aufzu · 
nehmende Protokoll auch den Beweis der Identität jener in Betracht kommen den 
männlichen Angehörigen zu enthalten, deren Erwerbzunfähigkeit durch eine ärztliche 
Unterfuchung zu conftatiren iſt. 

Dieſe ärztliche Unterſuchung ift durch die k. und k. Miſſion ober das Conſular⸗ 
amt vorzunehmen und hiebei analog den im $ 4 dieſer Information enthaltenen Be 
ſtimmungen vorzugehen. 

Von der Beibringung der vorgeſchriebenen Beſtätigung der Unentbehrlichkeit 
des Reclamirten für die Erhaltung der Reclamirenden durch den Gemeindevorſteher 
und wenigſtens zwei Gemeindemitglieder, welche zu derſelben Stellung bernſene Söhne 
haben, wird abgeſehen; es muß jedoch der Nachweis der tha tfächlichen Verhältniſſe, 
auf welche der Befreiungsanſpruch begründet wird, in dem Umfange wie derſelbe im 
§ 39 2 der Inſtruction zur Ausführung der Wehrgeſetze feſtgeſtellt und zur Beur⸗ 
theilung der Geſetzlichkeit des erhobenen Anſpruches nothwendig iſt, beigebracht werden 
und, wenn dieſe Verhältniſſe der k. und k. Vertretungsbehörde ſelbſt bekannt find, von 
dieſer, ſonſt aber von den Localbehbrden oder von der k. und k. Vertretungsbehörde 
perſönlich bekannten Vertrauensperſonen beſtätigt ſein. 

Dieſe Beſtimmungen haben auch bei Entlaſſungsgeſuchen von bereits dienen⸗ 
den Wehrpflichtigen, deren unterſtützungsbedürftige Angehörigen im Auslande bleibend 
anſäßig ſind, analoge Anwendung zu finden. 

Die Entſcheidung über derlei Befretungs⸗, beziehungsweiſe Entlaſſungsan⸗ 
ſuchen behält ſich, nach Begutachtung des Falles durch die Unterbehörden, die Miniſte⸗ 
rial⸗Inſtanz vor. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Statthaltereiräthen zweiter C'aſſe der böhmiſchen 
Statthalterei Or Johann Friedl und Maximilian Kurzbeck den Orden der: 
eifernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterreſidenten und Generalconſul in China 
und Japan Heinrich Caliice den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe und dem: 
Sectionsrathe in der Präſidialſection res Miniſteriums des Aeußern Wilhelm Freie 
Fah Konradsheim den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der Kaltwaſſerheilanſtalt in Wartenberg 
Med. Dr. Anton Schlechta den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät hat dem Finanz- Bezirksdirector in Prag, Oberfinanzrathe 
Franz Mitſchka eine Oberfinanzrathsſtelle im Gremium der böhmiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberſthofmeiſter weiland Ihrer Majeſtät der 
Kaiſerin Karolina Augusta, Philipp Grafen Cavriani das Großkreuz des Leopold⸗ 
ordens, dann dem Leibarzte Allerhöchſtderſelben, Profeſſor und Regierungsrath Dr. 
Karl Aberle, ſowie dem Secretär . Majeſtät, Regierungsrathe Rudolf Dazin. 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Theodor 
Altwirth zum Bezirkshauptmann erſter Sale in Oberöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Bezirkecommiſſär erſter Claſſe Wenzel 
Speer zum Zinangfecretär bei der Finanz-Landesdirectivn in Innsbruck ernannt. 


Erledigungen. 

Polizeiactuarsſtelle bei der Trieſter Polizeidtrection mit 500 fl. Gehalt und 
150 fl. OQuartiergeld, bis 5. März (Amtsblatt Nr. 36.) 

Kanzleiofficialsſtelle bei der Prager Bezirkshauptmannſchaft mit 900 fl. Ge⸗ 
halt und 200 fl. Quartiergeld, bis 15. März. (Amtsblatt Nr. 36.) 

Zwei Thierarztesſtellen in Pongau und Lungau mit je 400 fl. Unterhalts⸗ 
beitrag, bis Ende März. (Amtsblatt Nr. 36.) 

Conceptsadjunctenſtelle mit 600 fl. eventuell 500 fl. oder 400 fl. Gehalt, 
bis 20. Februar (Amtsblatt Nr. 37.) 

Telegraphenamts⸗Aſſiſtentenſtellen zweiter Claſſe und zwar im Bezirke der 
k. k. Telegraphendirection in Wien 2, in Linz 2, in Innsbruck 6, in Graz 2, in 
Trieſt 6, in Jara 2, in Brünn 2, in Prig 21, in Lemberg 7, in Czernowitz 4, zu⸗ 
ſammen 54 Stellen mit je 600 fl. und für Trieſt je 120 fl. Quartiergeld gegen 
Caution, bis 10. März. (Amtsblatt Nr. 38.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


